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 Zürich, 11. August 2026 
 
 
 
Dossier Nr. 12571, «Echo der Zeit» vom 4. Juli 2026 – « Parteitag in Erfurt 
weckt historische Assoziationen» 
 
 
Sehr geehrter Herr XY 
 
Wir nehmen Bezug auf Ihr Mail vom 6. Juli 2026, worin Sie obigen Beitrag wie folgt 
beanstanden: 
https://www.srf.ch/audio/echo-der-zeit/afd-parteitag-in-erfurt-weckt-historische-
assoziationen?id=AUDI20260704_RS_0051 
«Der Beitrag war aus meiner Sicht in eklatanter Weise unausgewogen und verletzte das 
Gebot einer sachgerechten und ausgewogenen Berichterstattung. Ich hatte den Eindruck, 
dass den Hörerinnen und Hörern ein bereits feststehendes Narrativ präsentiert wurde, 
anstatt ihnen eine möglichst objektive Einordnung der Ereignisse zu ermöglichen. 
Besonders störend empfand ich, dass ausschliesslich Stimmen und Expertinnen 
beziehungsweise Experten zu Wort kamen, die eine kritische bis ablehnende Haltung 
gegenüber der AfD vertreten. Andere Perspektiven oder eine ausgewogene Einordnung 
fehlten vollständig. Dadurch entstand aus meiner Sicht kein journalistisch ausgewogenes 
Bild. 
Ebenso problematisch war für mich die wiederholte Bezugnahme auf historische Parallelen 
zur NSDAP. Durch den Hinweis auf das Datum des Parteitages und entsprechende 
historische Einordnungen wurden meines Erachtens Assoziationen zur Zeit des 
Nationalsozialismus erzeugt, ohne dass hierfür ein sachlich zwingender Zusammenhang 
hergestellt wurde. Solche indirekten Vergleiche halte ich für journalistisch höchst 
problematisch und geeignet, das Publikum in seiner Wahrnehmung gezielt zu beeinflussen. 
Mehrfach wurde die AfD zudem als teilweise rechtsextrem bezeichnet. Nach meinem 
Verständnis beruht diese Einschätzung auf der Bewertung des deutschen 
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Verfassungsschutzes. Dabei handelt es sich um eine Behörde, die dem deutschen 
Bundesministerium des Innern unterstellt ist und somit nicht unabhängig von der Exekutive 
agiert. Gerade deshalb hätte ich erwartet, dass diese Einschätzung als Position einer 
staatlichen Behörde transparent eingeordnet und ihre politische sowie juristische 
Umstrittenheit erwähnt wird, anstatt sie als unbestrittene Tatsache erscheinen zu lassen. 
Weiter wurde ausführlich über friedliche Proteste vor dem Parteitag berichtet und dabei 
unter anderem ein Kind mit einer Regenbogenzeichnung interviewt. Aus meiner Sicht wurde 
dadurch bewusst eine emotionale Erzählweise gewählt. Gleichzeitig wurde mit keinem Wort 
erwähnt, dass es im Umfeld der Proteste auch zu schweren Angriffen auf Journalisten des 
Magazins Apollo gekommen sein soll. Nach den mir bekannten Berichten sollen Journalisten 
verfolgt, zusammengeschlagen und sogar gegen den Kopf getreten worden sein, als sie 
bereits am Boden lagen. Unabhängig davon, wie diese Vorfälle im Einzelnen einzuordnen 
sind, hätte ich erwartet, dass ein öffentlich-rechtlicher Sender auch über solche 
schwerwiegenden Ereignisse berichtet, wenn er den Anspruch erhebt, ein möglichst 
vollständiges Bild der Geschehnisse zu vermitteln. 
Ebenso vermisste ich eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den politischen Positionen und 
Programmpunkten der AfD. Statt die Inhalte der Partei kritisch einzuordnen oder den 
Zuhörerinnen und Zuhörern zur eigenen Meinungsbildung darzustellen, konzentrierte sich 
der Beitrag nahezu ausschliesslich auf moralische Bewertungen und emotionale Eindrücke. 
Themen wie die Migrationspolitik oder andere politische Kernforderungen der Partei wurden 
aus meiner Sicht weitgehend ausgeblendet. 
Insgesamt entstand für mich der Eindruck, dass der Beitrag weniger der objektiven 
Information als vielmehr der Vermittlung einer bestimmten politischen Sichtweise diente. 
Gerade von einem gebührenfinanzierten öffentlich-rechtlichen Medium erwarte ich jedoch 
eine Berichterstattung, die unterschiedliche Perspektiven berücksichtigt, sauber zwischen 
Fakten und Bewertungen trennt und dem Publikum eine eigenständige Meinungsbildung 
ermöglicht. 
Ich bitte die Ombudsstelle deshalb zu prüfen, ob der beanstandete Beitrag den 
publizistischen Grundsätzen des SRF, insbesondere den Anforderungen an 
Sachgerechtigkeit, Ausgewogenheit und Fairness, genügt hat. 
Ich danke Ihnen für die sorgfältige Prüfung meiner Beanstandung und freue mich auf Ihre 
Stellungnahme.» 
 
Die Redaktion nimmt zu den beiden Beanstandungen Nr. 12570 und 12571 wie folgt 
Stellung: 
 
Wir weisen die Vorwürfe zurück. Der Beitrag vermittelte ein realistisches Bild der 
angespannten Atmosphäre rund um den Parteitag. Die journalistische Einordnung basierte 
auf nachprüfbaren Fakten, historischen Koinzidenzen und offiziellen behördlichen 
Einstufungen. 
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Vorwurf: unzulässige Assoziationen zum Nationalsozialismus (beide Beanstander)  
Der Beitrag erwähnt im Podcast-Titel und in der Anmoderation einen realen, historisch-
geografischen Fakt: Der Parteitag der AfD fand in Erfurt (Thüringen) statt, auf den Tag 
genau 100 Jahre nach dem Reichsparteitag der NSDAP im nahegelegenen Weimar (ebenfalls 
Thüringen) im Juli 1926. Dieses Zusammenfallen wurde in der deutschen Öffentlichkeit und 
in mehreren Medien intensiv diskutiert. Die Erwähnung dieser Parallele war daher 
journalistisch relevant und sachgerecht, ohne dass der AfD im Beitrag eine bewusste Absicht 
unterstellt wurde. Ob die AfD den Tag bewusst gewählt hat oder dieser zufällig 
zusammenfiel (Kalenderzufall) und die Partei diesen Zufall in Kauf genommen hat, ist 
unerheblich.  
 
Einschätzung der Ombudsstelle: Wie die Redaktion richtig festhält, ist der Grund, 
warum der Parteitag der AfD auf den Tag genau nach dem Reichsparteitag der NSDAP 
stattfand, unerheblich. Es wird im Bericht auch nicht im Geringsten auf allfällige inhaltliche 
Parallelen angespielt. Ob Zufall oder nicht: erwähnenswert ist die zeitliche Koinzidenz 
zweifellos. Deshalb war dieser auch Gegenstand vieler anderer Medien. 
 
Vorwurf: angebliches Ausblenden von Gewalt gegen Journalisten (Nr. 12570) und 
Kritik an emotionaler Erzählweise (Nr. 12571) 
An den Demonstrationen gegen den AfD-Parteitag nahmen je nach Quellenangabe 30`000 
bis 50`000 Menschen teil. Die Polizei erwähnte, dass es vereinzelt Übergriffe auf 
Medienschaffende und kleinere Scharmützel gab. Diese Formulierung übernahm die SRF-
Korrespondentin. Sie stützte sich dabei direkt auf die Beurteilung der Polizei, die den Tag 
insgesamt als «weitgehend friedlich» bilanzierte. Gemessen an der Anzahl Teilnehmender 
scheint die Formulierung «die Kundgebung verlief mehrheitlich friedlich» also 
verhältnismässig, zumal nicht verschwiegen wurde, dass es auch zu Gewalttaten 
(Scharmützel) kam.  

Ziel des Beitrags war es, ein authentisches Stimmungsbild aus Erfurt zu zeichnen, in das 
eine sehr grosse Menschenmenge angereist war, was die Ordnungshüter vor erhebliche 
Herausforderungen stellte. Dazu gehört auch der Umstand, dass AfD-Parteitage in der 
Vergangenheit regelmässig von Gegnern gestört wurden, weshalb Parteianhänger teilweise 
früh anreisen mussten, um Behinderungen zu vermeiden. Ebenso relevant war die 
Erwähnung einer elfjährigen Teilnehmerin, die für Offenheit steht und sich gegen Rassismus 
ausspricht (symbolisiert durch helle und dunkle Hände), sowie weiterer Veranstaltungen, 
etwa eines Konzerts, das in keinem Zusammenhang mit den Protesten stand. 
Die Korrespondentin erwähnte ausdrücklich die Sorge vieler Menschen, ob die Proteste 
friedlich bleiben würden oder ob es aufgrund linksextremer Gewalt zu Ausschreitungen 
kommen könnte. Der Politologe Albrecht von Lukesch kritisierte potenzielle Gewalt klar und 
deutlich und fungierte damit als einordnende Stimme. Ergänzend kam mit Wolfgang 
Schröder ein weiterer Politologe zu Wort, der die AfD inhaltlich kritisierte und ihr vorwarf, 
vor allem von der Opposition gegen die etablierten Parteien zu profitieren, ohne ausreichend 
konkrete politische Konzepte anzubieten. Neben diesen kritischen Einschätzungen erhielten 
auch AfD-Mitglieder Gelegenheit, ihre Sicht darzulegen. Insgesamt wurden damit 
verschiedene Perspektiven berücksichtigt.  
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Der Fokus des Beitrags lag auf der Aktualität: den personellen Weichenstellungen 
(Wiederwahl des Führungsduos Alice Weidel und Tino Chrupalla) sowie der enormen 
gesellschaftlichen Polarisierung und den Protesten vor Ort. Die inhaltlichen Positionen der 
AfD (z.B. zur Migrations- und Europapolitik) wurden von SRF in zahlreichen früheren 
Beiträgen und Analysen ausführlich beleuchtet. Es ist weder möglich noch für das Publikum 
zweckmässig, in jedem einzelnen, aktuellen Beitrag das gesamte Parteiprogramm repetitiv 
aufzurollen. 
 
Einschätzung der Ombudsstelle: Die Polizei in Erfurt schrieb in ihrer Mitteilung selbst, 
dass die Proteste weitgehend friedlich abgelaufen sind. Es gibt für SRF deshalb keinen 
Anlass, die Tatsachenschilderung der Polizei nicht zu übernehmen bzw. weitere Worte 
darüber zu verlieren. 

Im Beitrag kamen führende AfD-Politiker zu Wort. Dass dabei zwei Experten ihre (kritische) 
Einschätzung abgeben, entspricht journalistischer Gepflogenheit. So wird es von den Medien 
auch bei Parteitagen von Schweizer Parteien gehandhabt: Man lässt die Parteienvertreter 
sprechen und ordnet diese (durch Experten) kritisch ein.  
 
Vorwurf: Übernahme der Aussage, die AfD sei in Teilen rechtextrem (Nr. 12571)  
Die Bezeichnung der AfD als «in Teilen rechtsextrem» entspricht den offiziellen Fakten. Der 
Bundesverfassungsschutz sowie mehrere Landesämter (darunter Thüringen) stuften die 
Partei bzw. die Landesverbände als rechtsextrem, in Teilen rechtsextrem oder als 
Verdachtsfälle ein. Die Formulierung im Beitrag ist somit behördlich abgestützt und korrekt. 
Zurückgebunden wurde der Verfassungsschutz in der Einstufung der AfD als «gesichert 
rechtsextrem», das wurde in früheren Berichten thematisiert, auch im «Echo der Zeit» - 
diese Formulierung wurde hier aber nicht verwendet.  
 
Einschätzung der Ombudsstelle: Den Ausführungen der Redaktion ist nichts beizufügen. 
 
Die Ombudsstelle gelangt zum Schluss, dass das Sachgerechtigkeitsgebot 
gemäss Art. 4 Abs. 2 des Radio- und Fernsehgesetzes nicht verletzt wurde. 
 
 
Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 
Ihnen im Anhang die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 
 
 
 


